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A. Mündlidie Fragen gemäß I. der Riditlinien 


Gesciiäftsbereidi des Bundesministers der Justiz 


l. Abgeordneter 
Freiherr Ostman 
von der Leye 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß japani- 
sches Kriegsspielzeug der Marke Tamiya in 
der Bundesrepublik Deutschland verkauft wird, 
das mit Hakenkreuzemblemen sowie SS- und 
Totenkopfemblemen versehen ist und somit 
der Straftatbestand des § 86 a StGB — Verbot 
der Verwendung von Kennzeichen ehemaliger 
nationalsozialistischer Organisationen — er- 
füllt ist, und ist sie bereit,, mit den Ländern 
dahin gehend Verbindung aufzunehmen, daß 
die Staatsanwaltschaften zu verstärkter Ver- 
folgungsintensität veranlaßt werden? 


2. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Warum ist nach Auskunft der Bundesregie- 
rung in der Fragestunde vom 16. Oktober 1974 
bei den von Polen begangenen Kriegsverbre- 
chen und Verbrechen gegen die Menschlich- 
keit „nach den uns vorliegenden Untersuchun- 
gen" Verjährung eingetreten, und wie verein- 
i^art sich dies gegebenenfalls mit dem Beitritt 
Polens zur UN-Konvention von 1968 über die 
Nichtanwendung von Verjährungsvorschriften 
auf Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit, „gleichgültig, wann sie be- 
gangen wurden"? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


3, Abgeordneter 
Büchner 
(Speyer) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung künftig verhindern, 
daß deutscher Tabak in Folge von Nichtbeach- 
tung der Bestimmungen der EG-Rohtabak- 
marktordnung zur Intervention gegeben wer- 
den muß, obwohl die Bedarfsdeckung durch 
einheimischen Tabak nur 5Vo beträgt und 95® /o 
des Bedarfs eingeführt wird? 


4. Abgeordneter 
Büchner 
(Speyer) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Tabake 
aus der EG über andere Ostblockländer in die 
DDR und von dort im Zuge des innerdeutschen 
Handels zollfrei in die Bundesrepublik 
Deutschland gelangen, und kann die Bundes- 
regierung solche Handelspraktiken unterbin- 
den? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


5. Abgeordneter Welche volkswirtschaftlichen Gründe waren 

Dr. Evers dafür ursächlich, daß der Bundesminister für 

(CDU/CSU) Forschung und Technologie einen Betrag von 

900 000 DM zur Entwicklung und Verbesse- 
rung von sogenannten progressiven Brillen- 
gläsern zur Verfügung gestellt hat, um den 
„erkennbaren Übergang zwischen den einzel- 
nen Sehbereichen zu vermeiden" (Matthöfer) 
und den Trägern der „neuartigen" Mehrstär- 
kenbrille nicht mehr als „alterssichtig" erschei- 
nen zu lassen, obwohl übergangslose Mehr- 
stärkenbrillengläser seit über zehn Jahren von 
zwei namhaften deutschen Firmen in der Bun- 
desrepublik Deutschland angeboten und abge- 
setzt werden? 

6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Zuwen- 

Dr. Evers dungsempfänger dem Deutschen Bundestag 

(CDU/CSU) mitzuteilen und gleichzeitig darzulegen, inwie- 

weit es nach Auffassung der Bundesregierung 
dem sorgsamen Umgang mit Steuergeldern 
angesichts der behaupteten öffentlichen Armut 
entspricht, Beträge dieser Größenordnung zur 
Entwicklung von Konkurrenzprodukten für 
längst eingeführte Erzeugnisse zur Verfügung 
zu stellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


7. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, über eine 

Franke Weiterverwendung des Prof. Mächens, der 

(Osnabrück) Präsident der Bundesanstalt für Bodenfor- 

(CDU/CSU) schung in Hannover werden sollte, bald zu 

entscheiden, und wenn ja, welche Tätigkeit ist 
für Herrn Prof. Mächens vorgesehen? 

8. Abgeordneter Welche Gründe waren für die Neuorganisa- 

Dr. Schachtschabei tion des Instituts für Mittelstandsforschung in 
(SPD) Köln/Bonn, einer Stiftung von Bund und Land 

Nordrhein-Westfalen, maßgeblich, und welche 
Ziele werden damit verfolgt? 

9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, nach den Preis- 

Dr. Jens Zugeständnissen für Erdölprodukte seitens der 

(SPD) persischen Unterhändler, deutschen Unter- 

händlern soweit wie möglich behilflich zu sein, 
damit der Bau der geplanten deutsch-irani- 
schen Ölraffinerie am Persischen Golf zustande 
kommt? 
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10. Abgeordneter 
Dr. Sdiweitzer 
(SPD) 


11. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 

(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die jetzt aus dem US-Kongreß heraus erfolgte 
Anregung, den Ölverbrauch in den westlichen 
Industrieländern kurz- und mittelfristig um 
rund 15Vo zu drosseln, auch für die Bundes- 
republik Deutschland eine erstrebenswerte 
Zielvorstellung darstellt? 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung 
über die langfristige Energieversorgung der 
Ballungszentren in der Bundesrepublik 
Deutschland sowohl unter dem Aspekt der 
Energiesicherheit als auch des Umweltschutzes, 
und gedenkt sie, in diesem Zusammenhang 
durch Förderungsmaßnahmen anhand eines 
Prototyp-Ballungszentrums eine musterhafte 
Energieversorgung der Zukunft zu demonstrie- 
ren? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit des Aufbaus einer dezentralen Fern- 
wärmeversorgung in den Ballungszentren zur 
Versorgung einzelner Stadtteile, zuerst auf der 
Basis Kohle und später durch andere Energie- 
quellen? 


Ist die Bundesregierung angesichts des dra- 
stisch erhöhten Goldpreises bereit, das Gesetz 
über den Feingehalt von Gold- und Silber- 
waren vom 16. Juli 1884 in der Fassung vom 
24. März 1934 so zu ändern, daß nicht nur 
Schmuck, sondern auch Uhrgehäuse, mit einem 
Feingehalt von weniger als Fünfhundertfünf- 
undachtzig Tausendteilen (14 Karat) mit einem 
Feingehaltsstempel versehen werden dürfen? 


Ist die Bundesregierung bereit, diese Gesetzes- 
änderung für den Binnenmarkt herbeizuführen, 
ohne das Ergebnis der Arbeiten einer Arbeits- 
gruppe der EG-Kommission abzuwarten, die 
sich mit der Ausarbeitung einer Richtlinie zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten betreffend Edelmetallarbeiten be- 
faßt, angesichts der Tatsache, daß die Ausar- 
beitungsverhandlungen bereits seit über sechs 
Jahren geführt werden und damit zu rechnen 
ist, daß noch mindestens drei Jahre bis zum 
Abschluß der Arbeiten vergehen werden? 


Wie beurteilt die Bundesregierung eine Mel- 
dung der englischen Nachrichtenagentur Reu- 
ter, nach der die Firma Daimler Benz AG der 
chilenischen Junta-Regierung angeboten hat, 
dort ein Werk zur Herstellung schwerer Last- 
wagen zu errichten, in dem dann auch Last- 
wagenersatzteile für die Bundesrepublik 
Deutschland produziert werden könnten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


16. Abgeordneter Wie hoch ist die Zahl der Arbeitnehmer, die 

Fiebig von der flexiblen Altersgrenze Gebrauch ma- 

(SPD) chen, und welche Konsequenzen zieht die Bun- 

desregierung aus dieser Zahl für die weitere 
Gestaltung der Rentenversicherung? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den in der 
DAG-Korrespondenz Nr. V/74 vom Dezember 
1974 unter der Überschrift „Schauspieler von 
mehr Arbeitslosigkeit bedroht“ abgedruckten 
Bericht, und welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung sicherzustellen, daß die Fern- 
sehanstalten, Theater und andere kulturelle 
Einrichtungen für ausreichende und angemes- 
sene Beschäftigungsmöglichkeiten für Schau- 
spieler sorgen? 

18. Abgeordneter Da durch das Rentenreformgesetz vom 16. Ok- 
Dr. Jahn tober 1972 Staatsbürger der USA, die vorher 

(Braunschweig) die deutsche Staatsbürgerschaft besessen ha- 
(CDU/CSU) ben, aus der freiwilligen Versicherung der An- 

gestelltenversicherung ausgeschaltet worden 
sind, frage ich die Bundesregierung, ob sie be- 
reit ist, für diejenigen ehemaligen Deutschen 
Staatsbürger, die bis zum 16. Oktober 1972 
ihre freiwilligen Versicherungsbeiträge gelei- 
stet haben, eine Regelung herbeizuführen, die 
ihr Recht der freiwilligen Weiterversicherung 
aufrechterhält? 

Ist die Bundesregierung bereit, mit den USA 
ein Sozialversicherungsabkommen abzuschlie- 
ßen, wie sie es beispielsweise mit Kanada ab- 
geschlossen hat, um Staatsbürgern der USA 
die freiwillige Weiterversicherung für die An- 
gestelltenversicherung zu ermöglichen? 

Welche konkreten Maßnahmen wurden von 
der Bundesregierung allein oder gemeinsam 
mit den Ländern eingeleitet bzw. sind beab- 
sichtigt, um das Defizit an Arbeitsmedizinern 
abzubauen und das am 1. Dezember 1974 in 
Kraft getretene Gesetz über Betriebsärzte, Si- 
cherheitsingenieure und andere Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit im übrigen zügig in die 
Praxis umzusetzen, und welche Initiativen er- 
wartet die Bundesregierung von den Ländern? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund der 
negativen Entscheidungsergebnisse der An- 
träge gemäß § 48 des Bundesversorgungsge- 
setzes (Witwenbeihilfe für Ehefrauen deren 
Ehemänner 50Vo bzw. 60Vo beschädigt waren) 
eine gesetzliche Änderung zum Siebenten An- 
passungsgesetz vorzuschlagen? 




19. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 
Wolfram 
(Recklinghausen) 
(SPD) 
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22. Abgeordneter 
Maudier 
(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 

Dr. Wagner 

(Trier) 

(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 

25. Abgeordneter 

Breidbach 

(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 

Breidbadi 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


28. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 
Hödierl 
(CDU/CSU) 


31. Abgeordnete 
Frau Padt 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, wenn sie eine 
gesetzliche Änderung nicht vornehmen will, 
wenigstens die hierzu erlassenen Verordnun- 
gen so zu ändern, daß ein erheblich größe- 
rer Teil in den Genuß einer Witwenbeihilfe 
kommt? 

Wie erklärt es sich, daß die Bundesanstalt für 
Arbeit, als sie am 9. Januar 1975 über den 
Stand der Arbeitslosigkeit und der Kurzarbeit 
berichtete, keine aktuellen Zahlen vorgelegt, 
sondern sich auf die Erhebungen von Mitte 
Dezember 1974 gestützt hat? 

Hat die Bundesregierung auf die Veröffent- 
lichung der Zahlen über Arbeitslosigkeit und 
Kurzarbeit durch die Bundesanstalt für Arbeit 
Einfluß genommen? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, um 
für die Zukunft zu gewährleisten, daß die 
Öffentlichkeit nicht mit schon überholten, son- 
dern mit zeitnahen und aktuellen Zahlen über 
den Stand der Arbeitslosigkeit unterrichtet 
wird? 

An welcher Stelle innerhalb der OECD-Staaten 
steht die Bundesrepublik Deutschland mit ihren 
derzeitigen Arbeitslosenzahlen im Verhältnis 
zu den Beschäftigtenzahlen? 


Wird die Bundesregierung bei den Kranken- 
versicherungen darauf hinwirken, daß ärztlich 
für notwendig gehaltene Raucherentwöhnungs- 
kuren bei bestimmten Erkrankungen als emp- 
fehlenswerte Heilmethode anerkannt werden? 


In welchem Umfang besuchten Gastarbeiter- 
kinder aus Nicht-EWG-Ländern Schulen in der 
Bundesrepublik Deutschland, und ist zu erwar- 
ten, daß infolge der Kindergeldgewährung mit 
einer deutlichen Zunahme dieser Schüler ge- 
rechnet werden muß? 

Wird die Bundesregierung angesichts der Zahl 
von 100 000 arbeitslosen Jugendlichen im Alter 
von 15 bis 20 Jahren nunmehr ein Sofortpro- 
gramm zur Bekämpfung der Jugendarbeits- 
losigkeit aufstellen und verwirklichen? 


Mit welcher Inflationsrate rechnet die Bundes- 
regierung, wenn sie in ihrem Sozialbericht für 
1975 bis 1978 eine jährliche Lohnzuwachsrate 
von 8,5®/o zugrundelegt? 

Welche aktuellen Zahlen liegen der Bundes- 
regierung über Jugendarbeitslosigkeit, aufge- 
schlüsselt nach Geschlecht, schulischer Vorbil- 
dung, Beruf und regionaler Verteilung, vor? 
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32. Abgeordnete ' 

Frau Padc 


(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Löher 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Löher 


(CDU/CSU) 


36, Abgeordneter 
Nordlohne 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Fließen aktuelle Daten über Jugendarbeits- 
losigkeit in das Institut für Berufsbildungsfor- 
schung in Berlin ein, und welche Konsequen- 
zen werden dort gezogen? 

In welcher Form gedenkt die Bundesregierung, 
der Ankündigung ihres Parlamentarischen 
Staatssekretärs Baum Rechnung zu tragen, bei 
der Mitbestimmung sollten die Rechte des 
Einzelnen „mehr als bisher vorgesehen" zum 
Durchbruch kommen, und was hat die Bundes- 
regierung gehindert, in ihrem eigenen Entwurf 
bereits dieser Forderung zu entsprechen? 

Teilt die Bundesregierung die Darstellung des 
Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung, wo- 
nach zur Zeit 2,6 Millionen ausländische Ar- 
beitnehmer in der Bundesrepublik Deutsch- 
land tätig sind, oder stimmt die Zahl, die der 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit von 2,5 Millionen ausländischen Arbeit- 
nehmern nennt, oder sind es 2,4 Millionen aus- 
ländische Arbeitnehmer, die von der Bundes- 
anstalt für Arbeit angegeben werden? 

Wie stark ist der Familiennachzug der auslän- 
dischen Arbeitnehmer seit Beginn des Anwer- 
bestopps im November 1973 und im zweiten 
Halbjahr 1974, aufgeteilt nach Frauen und 
Kindern, gestiegen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß in verschiedenen Regionen der 
Bundesrepublik Deutschland nach den Berich- 
ten für den Monat Dezember 1974 die Zunahme 
der Arbeitslosigkeit und der Kurzarbeit zwi- 
schen dem Monat November 1974 und dem 
Monat Dezember 1974 sprunghaft angestiegen 
ist, so z. B. im Bereich des Arbeitsamtsbezirks 
Vechta (Südoldenburg) um 47,5Vo, und daß 
damit schon jetzt Arbeitslosenquoten in Teil- 
gebieten bis zu 17Vo zu verzeichnen sind? 

Ist die Bundesregierung angesichts der Tat- 
sache, daß diese erheblichen Zunahmen der 
Arbeitslosen- und Kurzarbeiterquoten über- 
wiegend aus dem Baugewerbe kommen und 
insbesondere die mittleren und kleineren Bau- 
unternehmen unter einem erheblichen Auf- 
tragsmangel leiden, bereit zu prüfen, ob die 
Ursache hierfür nicht darin begründet liegt, 
daß im Rahmen des am 18. Dezember 1974 
verabschiedeten Konjunkturprogramms die 
Gewährung von Investitionszuschüssen zur 
Konjunkturbelebung sich nur auf Mietwohnun- 
gen, Genossenschaf tswohnungen und Wohn- 
heime, nicht hingegen auf Familienheime im 
Sinne des Zweiten Wohnungsbaugesetzes er- 
streckt? 
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38. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
Vahlberg geben, welche politischen Ziele die European 

(SPD) Labour Committees (ELC) verfolgt? 


39. Abgeordneter Besitzt die Bundesregierung Informationen 
Vahlberg darüber, wie sich diese Organisation finan- 

(SPD) ziert? 


40. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang sind Nebenerwerbsland- 
wirte von der Arbeitslosigkeit betroffen, sind 
sie als Nebenerwerbslandwirte wegen ihres 
NE-Betriebs hinsichtlich der zeitlichen Reihen- 
folge der Ausstellung gegenüber anderen Ar- 
beitnehmern benachteiligt, und wie wirkt sich 
die normale Weiterführung des landwirtschaft- 
lichen Nebenerwerbsbetriebs auf die Gewäh- 
rung des Arbeitslosengelds aus? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


41. Abgeordneter 
Becker 
(Nienberge) 
(SPD) 


Liegen der Bundesregierung auf das Bundes- 
gebiet bezogene Zahlen über die Fälle von 
lebengefährlichen Vergiftungen vor, die Kin- 
der durch den Genuß von giftigen Pflanzen 
auf Spielplätzen und in Parkanlagen davon- 
getragen haben? 


42. Abgeordneter 
Bedcer 
(Nienberge) 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, der 
Gefährdung von Kindern durch giftige Pflan- 
zen auf Spielplätzen und in Parkanlagen ent- 
gegenzuwirken, die über unzureichende Auf- 
klärungsmaßnahmen üblicher Art hinausqe- 
hen? 


43. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 
Aktion „Das sichere Haus", daß sich Vergif- 
tungsschäden, die hauptsächlich durch Haus- 
halts-, Gewerbechemikalien und Medikamente 
verursacht werden, bei jährlich rund 35 000 
Kindern verhindern ließen, lind wenn ja, durch 
welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
diesen Gefahren entgegenwirken? 


44. Abgeordneter 
Dr. Wernitz 
(SPD) 


Welche Konsequenzen für Krankenanstalten 
angegliederte Krankenpflege- und Schwestern- 
schulen ergeben sich aus dem „Gesetzentwurf 
über nichtärztliche Heilberufe in der Geburts- 
hilfe und in der Krankenpflege" insbesondere 
in bezug auf die Situation im ländlichen Raum? 
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45. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach bereits 
Ey über viele Jahrzehnte bewährte homöopathi- 

(CDU/CSU) sehe Arzneimittel nach den künftigen Prüfungs- 

verfahren zwangsläufig vom Markt verschwin- 
den werden, insbesondere, soweit diese ver- 
schreibungspflichtig sind, und wenn ja, was 
wird die Bundesregierung dagegen unterneh- 
men? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die ge- 
sundheitliche Schädigung durch die Verbrei- 
tung von Quecksilber in Fischen ein unvertret- 
bares Maß angenommen hat, daß die geplante 
Verordnung über Höchstmengen an Queck- 
silber in Fischen (Entwurf vom 7. November 
1974) den internationalen Standard, der nur 
0,4 mg je kg Frischgewicht (ppm) zuläßt, weit 
überschreitet, indem in der Bundesrepublik 
Deutschland 1,0 ppm zugelassen werden, und 
beabsichtigt die Bundesregierung, sich schnell- 
stens zu korrigieren? 


Trifft es zu, daß die für die Bundesrepublik 
Deutschland neu festgelegte Toleranzgrenze 
für den Quecksilbergehalt von Fischen wesent- 
lich über dem Wert liegt, der von der WHO 
empfohlen worden ist, und womit begründet 
die Bundesregierung gegebenenfalls diese 
Maßnahme? 


Kann die Bundesregierung ausschließen, daß 
die auf Grund der Intervention des Bundes- 
rates hinsichtlich der Toleranzen für Queck- 
silber in Fischen veränderte Quecksilberver- 
ordnung zu einer gesundheitlichen Gefährdung 
der Bevölkerung führt? 


49. Abgeordneter 
Egert 
(SPD) 


50. Abgeordnete 

Frau Eilers 
(Bielefeld) 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Drogen- 
abhängige das rezeptfreie Hustenmittel „Pera- 
con" einnehmen, und dadurch u. a. Unan- 
sprechbarkeit, Halluzinationen und Trübung 
des Bewußtseins hervorgerufen wird, und sieht 
die Bundesregierung eine Möglichkeit, das 
Hustenmittel „Peracon“ unter Rezeptpflicht zu 
stellen? 


Sieht die Bundesregierung in der veränderten 
Festlegung der Höchstmengen für Quecksilber 
in Fischen, die im Gegensatz zu Empfehlungen 
der FAO/WHO steht, eine Sinnverkehrung 
der in der am 1. Januar 1975 in Kraft getrete- 
nen Gesamtreform des Lebensmittelrechts ent- 
haltenen gesundheitspolitischen Absicht, und 
welche Konsequenzen gedenkt sie gegebenen- 
falls daraus zu ziehen? 


48. Abgeordneter 

Egert 

(SPD) 



46. Abgeordneter 
Fiebig 
(SPD) 
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51. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


Was hat den Bundesminister für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit veranlaßt, im „Länder- 
spiegel" des Fernsehens am Samstag, dem 
14, Dezember 1974, zur Teilnahme an „kosten- 
losen" Vorsorgeuntersuchungen aufzurufen, 
obwohl die Krankenkassen und damit letztlich- 
die Versicherten über ihre Beiträge die Kosten 
dieser Untersuchungen tragen? 


52. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


Gehört nach Auffassung der Bundesregierung 
nicht auch die Forderung nach mehr Transpa- 
renz der Kosten im Gesundheitswesen, und 
zwar für den einzelnen Versicherten, mit zu 
den Mitteln, die zu einer Kostenbremsung 
auf diesem Gebiet beitragen können, und 
welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um die Transparenz der 
Kosten im Gesundheitswesen, gerade auch auf 
dem Gebiet der Vorsorgemedizin, für den ein- 
zelnen Versicherten nachhaltig zu steigern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


53. Abgeordneter 
Hoffte 
(FDP) 


54. Abgeordneter 

Seefeld 

(SPD) 


55. Abgeordneter 

Lemmrich 

(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 
Lemmridi 


(CDU/CSU) 


Welche Gründe haben die Deutsche Bundes- 
bahn veranlaßt, für die sogenannten Senioren 
bzw. Rentnerreisen für das Jahr 1975 — unab- 
hängig von der Zahl der durchgeführten Rei- 
sen — nur eine Verbilligung von 40^/o zu ge- 
währen, während im Jahr 1974 von der 
sechsten Reise an 50Vo zugestanden wurden 
und höchstens 30 DM für die 2. Klasse sowie 
50 DM für die 1. Klasse zu zahlen waren? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die vom 
ADAC auf Grund einer statistischen Erfassung 
getroffene Feststellung, ein Drittel aller Kraft- 
fahrzeuge in der Bundesrepublik Deutschland 
weise „mehr oder weniger schwere Mängel" 
auf, und sieht die Bundesregierung auf Grund 
der vom ADAC genannten Zahlen die Not- 
wendigkeit, Konsequenzen zu ziehen und wenn 
ja, welche? 

Welche besonderen Vorteile sind damit ver- 
bunden, daß die technisch bestimmte Abtei- 
lung Wasserbau des Bundes verkehrsministe- 
riums nunmehr mit einer juristisch und somit 
technisch nicht ausreichend vorgebildeten Per- 
sönlichkeit besetzt wurde? 

Ist dem Bundesminister für Verkehr bewußt, 
daß seine Entscheidung und sein Verhalten bei 
der Neubesetzung der Stelle des Leiters der 
Abteilung Wasserbau seines Ministeriums von 
einer beträchtlichen Anzahl deutscher Ingeni- 
eure als Affront gegen diese Berufsgruppe 
angesehen wird? 
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57. Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


58. Abgeordneter 
Tillmann 
(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 
Wawrzik 
(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 

Vogt 

(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 
Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


62. Abgeordneter 
Orgaß 
(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 
Orgaß 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die geplanten Ein- 
schränkungen im S-Bahn-Verkehr der Deut- 
schen Bundesbahn in und um Hamburg mit 
ihrem Nahverkehrskonzept für vereinbar, und 
wie glaubt sie gegebenenfalls die erforder- 
lichen Notwendigkeiten zahlreicher sogenann- 
ter Pendler im Einzugsbereich dieser Weltstadt 
damit in Einklang zu bringen? 

Hält die Bundesregierung die Einführung eines 
besonderen Tarifs für kinderreiche Familien im 
Bahn-Bus- Verkehr entsprechend der Regelung 
im Schienenverkehr für erforderlich, und wann 
kann gegebenenfalls mit der Einführung eines 
entsprechenden Tarifs gerechnet werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 
einer erhöhten Wirksamkeit bei der Ermitt- 
lung von Unfallfluchtwagen dafür Sorge zu 
tragen, daß bei der Kfz-Registrierung über die 
bisherigen Daten hinaus auch die Farben der 
Kraftfahrzeuge mit aufgenommen werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Deut- 
sche Lufthansa, bei der Neueinstellung von 
Stewardessen (fliegendes Personal) nahezu 
ausschließlich Bewerberinnen berücksichtigen, 
die jünger als 27 Jahre sind, während bereits 
einmal eingestellte Stewardessen völlig unab- 
hängig von ihrem Alter im Flugdienst einge- 
setzt werden? 

Auf welche Weise und in welchem Umfang ist 
die Bundesregierung bereit, den Ausbau eines 
leistungfähigen Personennahverkehrssystems 
(S-Bahn, U-Bahn) für den Raum Nürnberg 
sicherzustellen? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung auf Vor- 
schlag des Bundesverkehrsministeriums oder 
einer anderen staatlichen Stelle den Reeder 
Hans Edwin Reith dem Bundespräsidenten zur 
Verleihung des Bundesverdienstordens vorge- 
schlagen hat? 

Wenn ja, welche Gründe haben die Bundes- 
regierung bewogen, Herrn Reith vorzuschla- 
gen, obwohl die erfolgte Verleihung mit der 
Begündung u. a. um Verdienste der sozialen 
Belange der Seeleute bei den Arbeitnehmern 
der deutschen Seeschiffahrt als Provokation 
empfunden wird und einen Sturm der Entrü- 
stung ausgelöst hat, weil nach übereinstim- 
menden Aussagen beider Seeleutegewerk- 
schaften ÖTV/DAG gerade dieser Reeder den 
höchsten Anteil arbeitsrechtlicher Auseinan- 
dersetzungen auf sich gezogen hat und wieder- 
holt gegen die gesetzlichen Vorschriften in 
bezug auf Schiffsbesetzung und Schiffssicher- 
heit verstoßen habe? 
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64. Abgeordneter 

Thürk 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Rentnern bzw. Pensionären — über die engen 
Grenzen des bestehenden Sozialgebührentarifs 
hinaus — zu einer fühlbaren Senkung der 
laufenden Grundgebühren eines Telefonan- 
schlusses zu verhelfen, wenn der Telefonan- 
schluß aus Krankheits- oder Altersgründen 
notwendig oder vorsorglich eingerichtet ist, 
der Rentner bzw. Pensionär allein in seiner 
Wohneinheit lebt und nicht mehr als monatlich 
sieben Gespräche geführt werden, um der bei 
alten oder kranken Menschen, die allein leben, 
regelmäßig anzutreffenden Angst, im Notfall 
keine Hilfe rufen zu können, Abhilfe zu schaf- 
fen? 


65. Abgeordneter Welche Mittel haben die Bundesregierung und 
Pfeffermann die Deutsche Bundespost seit Gründung der 
(CDU/CSU) Datei GmbH in diese Gesellschaft eingebradit 

oder zur Abdeckung entstandener Verpflich- 
tungen aufgewandt, und welche finanziellen 
Verpflichtungen ist die Deutsche Bundespost 
als Gesellschafter der Datei GmbH bei der Ab- 
wicklung zur Veränderung des Gesellschafter- 
kreises im Dezember 1974 eingegangen? 


66. Abgeordneter Welche neue Konzeption weist der Gesell- 
Pfeffermann schaftervertrag vom Dezember 1974 gegenüber 
(CDU/CSU) dem Gründungsvertrag von 1970 auf, und in- 

wieweit wurden Zielsetzungen des Gründungs- 
vertrags in der Vergangenheit verändert oder 
nicht durchgesetzt? 


67. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht — trotz 
Memmel der schwierigen Finanzlage bei der Deutschen 

(CDU/CSU) Bundespost und Bundesbahn — , weiterhin mit 

großem Kostenaufwand Beilagen in Tageszei- 
tungen zu veröffentlichen, wie dies mit der 
Broschüre „Weltweite Kommunikation — 
Deutsche Bundespost“ geschehen ist? 


68. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung die über- 
durchschnittliche Verlustquote bei von der 
Bundesrepublik Deutschland in die „DDR" 
versandten Paketen, und welche Schritte wer- 
den unternommen, um diese Verlustquote zu 
senken? 


69. Abgeordneter 

Freiherr 
von Firdcs 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Begriff der 
Alters- und Pflegeheime in der Verwaltungs- 
anweisung 6 b zu § 15 zur Änderung der Fern- 
meldeordnung vom 12. Februar 1974 (BGBl. 
Nr. 15, S. 185 ff.) so zu erweitern, daß auch 
die Bewohner von gemeinnützigen Alten- 
wohnheimen hinsichtlich eines Femmeldean- 
schlusses die Möglichkeit haben, einen kosten- 
losen Nebenanschluß einer Nebenstellenan- 
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läge zugeteilt zu erhalten, da auch die Bewoh- 
ner solcher bisher nicht berücksichtigter Alten- 
wohnheime wegen der enormen Steigerung der 
Pflege- und Unterhaltssätze zunehmend die 
oft lebensnotwendigen Telefonanschlüsse aus 
eigenem Einkommen nicht mehr bestreiten 
können? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers des Innern 


70, Abgeordneter 
Pensky 
(SPD) 


71, Abgeordneter 

Pensky 

(SPD) 


72. Abgeordneter 
Gierenstein 


(CDU/CSU) 


73. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Wie gestaltet sich nach den gegenwärtig gel- 
tenden gesetzlichen Bestimmungen bei Terror- 
anschlägen gegen Beamte und Richter die Ver- 
sorgung der Hinterbliebenen der Opfer und 
der Ersatz von Sachschäden? 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
die Rechtsstellung von Beamten und Richtern 
sowie von deren Hinterbliebenen, die Opfer 
von Terroranschlägen werden, zu verbessern 
und wenn ja, in welchem Sinn? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob in der 
Bundesrepublik Deutschland Handbücher der 
US-Armee erhältlich sind, die genaue Informa- 
tionen für die Herstellung von Sprengstoffen, 
Zeitzündern, Brandbomben und terroristische 
Planung geben? 

Wie groß ist die Zahl der zur Zeit in der Bun- 
desrepublik Deutschland für die DDR oder an- 
dere Ostblockstaaten arbeitenden „Kundschaf- 
ter an der unsichtbaren Front", deren Bedeu- 
tung der Minister für Staatssicherheit der DDR, 
Mielke, dieser Tage erneut hervorgehoben hat, 
und wie beurteilt die Bundesregierung die Rol- 
le dieser „Kundschafter" im Zusammenhang 
mit der Verpflichtung des Grundvertrags zu 
gutnachbarlichen Beziehungen zwischen den 
beiden Vertragspartnern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


74. Abgeordneter 
Wittmann 
(Straubing) 
(SPD) 


Warum hat die Bundesregierung im Rahmen 
ihres Konjunkturförderungsprogramms vom 
12. Dezember 1974 keine zusätzlichen Bundes- 
mittel für den Bau von Sportstätten vorgese- 
hen? 


75. Abgeordneter 

Wittmann 

(Straubing) 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, in die Vor- 
bereitung etwa erforderlicher weiterer Son- 
derprogramme auch die Förderung des Baues 
von Sportstätten wie z. B. Hallenbädern, 
Kunsteisstadien oder Mehrzweckhallen einzu- 
beziehen? 
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76. Abgeordneter 

Gallus 


(FDP) 


77. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


78. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


79. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


(CDU'/CSU) 


80. Abgeordneter 
Josten 


(CDU/CSU) 


81. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


82. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 
(CDU/CSUI 


.83. Abgeordneter 
Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


84. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, zur Beseitigung 
der noch vorhandenen Westwall-Anlagen aus 
dem Zweiten Weltkrieg entsprechende Maß- 
nahmen einzuleiten? 


Wie hoch wird voraussichtlich der auf das 
Land Nordrhein-Westfalen entfallende Anteil 
an den „zusätzlichen Bundesausgaben" von 
1730 Millionen DM des „Programms der Bun- 
desregierung zur Förderung von Stabilität, Be- 
schäftigung und Wachstum" sein? 


Ist es zulässig, daß die Deutsche Bundesbank 
in dieser Größenordnung (600 bzw. 800 Millio- 
nen) der Staatsbank der DDR unverzinsliche 
und ungesicherte Kredite in Form des Swing 
gewährt, und tut sie das auch gegenüber 
Staatsbanken anderer Ostblockstaaten? 


Wie hoch ist die Gesamtverschuldung der DDR 
gegenüber privaten und öffentlichen Stellen 
der Bundesrepublik Deutschland (einschließ- 
lich Berlin)? 


Welche Möglichkeit sieht die Bundesregie- 
rung, die Benachteiligung der Diabetiker in 
der Bundesrepublik Deutschland, die durch die 
neue Steuerreform für sie entstanden ist, aus- 
zugleichen bzw. zu beseitigen? 


Wie viele Mitglieder des Deutschen Bundes- 
tages und parlamentarische Staatssekretäre, 
aufgegliedert nach Fraktionszugehörigkeit, wa- 
ren 1969 und 1974 durch Entsendungsmandate 
des Bundes bzw. durch anderweitige Benen- 
nung bzw. Wahl in Aufsichtsräte von Unter- 
nehmungen, die zum industriellen Bundesver- 
mögen gehören? 


Warum hält es die Bundesregierung für richtig, 
Mitglieder cfes Deutschen Bundestages über 
Entsendungsmandate in Aufsichtsräte bundes- 
eigener Unternehmungen bzw. in Unterneh- 
mungen mit Bundesbeteiligung zu entsenden? 

Durch welche Maßnahmen will die Bundesre- 
gierung den von der Deutschen Bundesbank 
aufgezeigten Gefahren für die Entwicklung der 
geschlossenen Immobilienfonds im Zusammen- 
hang mit der Baukonjunkturkrise begegnen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Zuge 
der Steuerreform für mitarbeitende Ehefrauen 
bei der Lohnsteuer eine erhöhte Belastung 
eintritt, und wie gedenkt sie diese Belastung 
auszugleichen, damit die steuerpflichtigen Ehe- 
frauen nicht IV2 Jahre zinslos Geld dem Staat 
zur Verfügung stellen müssen? 
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Geschäftsbereidi des Bundesministers der Verteidigung 


85, Abgeordneter 

Biehle 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist jeweils der Anteil an den von 
der Truppe wegen gesundheitlicher Untaug- 
lichkeit entlassenen wehrpflichtigen Soldaten, 
die bei neuen Musterungszentren und solchen, 
die bei den bisherigen Kreiswehrersatzämtern 
(nicht Musterungszentren) untersucht wurden? 


86. Abgeordneter 

Biehle 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß bei dem Musterungszentrum 
Frankfurt-Eschborn die dort zusammengefaßten 
Kreiswehrersatzämter zwar unter einer Lei- 
tung stehen, aber in der Organisation jedes 
alte Kreiswehrersatzamt in einem eigenen 
Stockwerk aufgegliedert die gleichen Aufgaben 
wie bisher vollzieht? 


87. Abgeordneter 
Dr. Schweitzer 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung klarstellen, welche 
Haltung sie heute einnimmt im Hinblick so- 
wohl auf die Unteroffizier- und Offizierheim- 
gesellschaften als auch auf Zentralisierungs- 
maßnahmen im Bereich des allgemeinen Kan- 
tinenwesens der Bundeswehr? 


88. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit zu veranlassen, 
daß die Ausschreibungen für Textilien und 
Bekleidung der Bundeswehr und von Bundes- 
verwaltungen möglichst umgehend erfolgen, 
damit die Textil- und Bekleidungsindustrie, 
insbesondere die des Zonenrandgebiets, die 
ohnehin mit großen Schwierigkeiten zu kämp- 
fen hat, die erforderlichen Aufträge erhält, um 
nicht noch weiter Arbeitskräfte entlassen zu 
müssen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


89. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Wie ist nach Auffassung der Bundesregierung 
die Ankündigung des Chefs des Staatssicher- 
heitsdienstes der „DDR" in einem Artikel zum 
25. Jahrestag der Bildung dieser Behörde, die 
geheimdienstlichen Aktivitäten der „DDR" 
würden in Zukunft auch in den westlichen 
Ländern verstärkt, mit der sogenannten Ent- 
spannungspolitik in Einklang zu bringen, und 
was gedenkt die Bundesregierung gegen die- 
sen agressiven Plan der „DDR" zu tun? 
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90. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, da- 
mit der wissenschaftliche Vergleich der politi- 
schen, wirtschaftlichen und gesellsdiaftlidien 
Gegebenheiten in beiden Teilen Deutschlands 
den sie bisher bei der Wissenschaftskommis- 
sion unter Prof. Dr. Ludz für die „Materialien 
zum Bericht über die Lage der Nation" sowie 
beim früheren Forschungsbeirat für gesamt- 
deutsche Fragen gefördert hat, auch künftig 
erarbeitet und veröffentlicht werden kann? 


91. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/GSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß die DDR- 
Behörden Bürger, die ein Visum für Verwand- 
tenbesuche in der Bundesrepublik Deutschland 
zu Goldenen Hochzeiten oder anderen familiä- 
ren Ereignissen erhalten haben, dadurch an der 
Reise in die Bundesrepublik Deutschland hin- 
dern, daß diese Bürger kurz vor dem Reise- 
termin zu Wehrübungen einberufen werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


92. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung, und in welcher 
Form, die Bestrebungen der Kreise als Schul- 
träger von Berufsschulen, die Jugendliche wäh- 
rend der Arbeitslosigkeit verstärkt schulen, um 
sie nicht der Straße zu überlassen, finanziell 
fördern? 


93. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung und gegebenenfalls über welche Träger, 
für Berufsschüler Fahrkostenersatz zu leisten, 
die auf Grund der wirtschaftlichen Situation 
arbeitslos sind und kein eigenes Einkommen 
(Erziehungsbeihilfe und Jungarbeiterlohn) ha- 
ben? 


94. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung eine abgesicherte 
Auskunft über die Zahl der in diesem Jahr zu 
erwartenden Schulabgänger (aufgeschlüsselt 
nach Schulformen) geben, nachdem in der Öf- 
fentlichkeit von verschiedenen Seiten unter- 
schiedliche Prognosen gegeben wurden? 


95. Abgeordneter 

Dr. Klein 

(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Welche Angaben liegen der Bundesregierung 
vor über die sich abzeichnende Tendenz der 
weiteren Abschwächung des Lehrstellenange- 
bots (aufgeschlüsselt nach Handwerk, Indu- 
strie, Handel, freie Berufe, Landwirtschaft, öf- 
fentlicher Dienst), und wie beurteilt die Bun- 
desregierung diese Tendenz? 
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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


96. Abgeordneter Existiert im Bundeskanzleramt ein Aktenver- 
Gansel merk aus den Jahren 1967 bis 1969 über eine 

(SPD) Entschuldigung des damaligen Staatssekretärs 

Carstens gegenüber dem ehemaligen Bundes- 
verteidigungsminister Strauß, weil er ur- 
sprünglich geglaubt hätte, Herr Strauß habe 
„in der Spiegel-Affäre maßlos übertrieben 
und sozusagen aus einer Maus einen Elefanten 
gemacht'', und er „nach der Lektüre der Ak- 
ten" Herrn Strauß recht geben müßte, und 
wäre der ehemalige Staatssekretär Carstens 
schon wegen der Herbeiziehung einer Persön- 
lichkeit außerhalb der Bundesregierung zur 
Aktenlektüre verpflichtet gewesen, einen Ver- 
merk anzufertigen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


97. Abgeordneter 
Wohlrabe 


(CDU/CSU) 


98. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


99. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


100. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die erneut 
angekündigte Erhöhung der Flugpreise im Ber- 
lin-Flugverkehr der PANAM, British Airways 
und Air France? 

Ist die Bundesregierung bereit, aus Mitteln des 
im Haushaltsplan 1975 veranschlagten Subven- 
tionsrahmens in Höhe von 57 Millionen DM 
den Basisbetrag zu erhöhen, um so die ange- 
kündigte Preiserhöhung der alliierten Flugge- 
sellschaften aufzufangen? 

Hält es die Bundesregierung für angebracht, 
daß ein Angehöriger des Kabinetts das ehema- 
lige Mitglied der chilenischen Volksfrontregie- 
rung, Clodomiro Almeyda, auf dem Flugplatz 
in Frankfurt empfängt, obwohl der Bundes- 
regierung bekannt ist, daß die Staatsregie- 
rung von Baden-Württemberg sicherheitspoli- 
tische Bedenken hat? 

Trifft die Meldung zu, der Leiter der Ständigen 
Vertretung der DDR werde vom Protokoll des 
Auswärtigen Amts wie der Vertreter eines 
auswärtigen Staates in die Anciennitätenliste 
der Leiter der Botschaften auswärtiger Staaten 
eingereiht, und wie vereinbart — bejahenden- 
falls — die Bundesregierung dies mit der 
Rechtsnatur ihrer Beziehungen zu Ost-Berlin, 
wie sie sich insbesondere im Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichts zum Grundvertrag nie- 
derschlagen? 
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101. Abgeordneter 

Gral 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung zwisdienzeitlidi 
unternommen, um die Übersiedlung der etwa 
20 000 bis 25 000 Deutschen aus Kasachstan in 
die Bundesrepublik Deutschland zu erreichen, 
deren Ausreisebegehren in der Liste von etwa 
6000 Familien enthalten ist, die Senator Buck- 
ley am 18. November 1974 der Bundesregie- 
rung zu Händen von Staatsminister Moersch 
übergeben hatte? 


102. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Auf welche Weise macht die Bundesregierung 
bei offiziellen Empfängen für ausländische Di- 
plomaten, zu denen auch der Leiter der Stän- 
digen Vertretung der DDR in der Bundesrepu- 
blik Deutschland eingeladen wird, deutlich, daß 
dieser Leiter von der Bundesregierung nicht 
als Vertreter eines ausländischen Staates an- 
gesehen wird? 


103. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher 
Weise die konsularische Abteilung der Bot- 
schaft der Volksrepublik Polen den hier aus 
den Gebieten jenseits von Oder und Neiße 
eingetroffenen Deutschen Schwierigkeiten be- 
reitet, die ihnen aufgezwungene polnische 
Staatsangehörigkeit abzulegen, und was ge- 
denkt sie dafür zu tun, daß der Verzicht auf 
die polnische Staatsangehörigkeit schnell und 
reibungslos erfolgen kann? 


104. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Sach- 
verhalt, daß die in der „Information" zum 
Warschauer Vertrag vereinbarte Familienzu- 
sammenführung mehr und mehr den Charakter 
einer Familienzerreißung erhält, weil in auf- 
fallend zunehmender Zahl Besucher nach Ab- 
sprache mit den daheim zurückgehaltenen Ehe- 
partnern aus Protest gegen die ihnen jahre- 
lang verweigerte Aussiedlung und in der Hoff- 
nung, dadurch die Aussiedlung des zurückge- 
lassenen Ehepartners endlich zu erwirken, hier 
bleiben? 


105. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Enthalten die Antworten des Staatsministers 
im Auswärtigen Amt, Moersch, am 16. Januar 
1975 im Bundestag auf die Zusatzfragen der 
Abgeordneten Dr. Arndt und Dr. Schweitzer 
ein dem Grund und dem Sinn nach ausgespro- 
chenes Bedauern der Bundesregierung über 
die Ergebnisse und Rückwirkungen des Amen- 
dements der amerikanischen Senatoren unter 
Führung von Jackson zum amerikanischen 
Außenhandelsgesetz, oder begrüßt die Bundes- 
regierung dieses vom amerikanischen Senat 
einstimmig gebilligte Amendement mit be- 
dingt aufschiebender Wirkung in der Frage 
der Meistbegünstigungsklausel zugunsten ei- 
ner Phase realisierter und erprobter Freizügig- 
keit der Menschen verschiedener Nationalität 


18 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3089 


(also auch Deutscher) wegen des auch den Zie- 
len der Bundesregierung entsprechenden Ver- 
suchs zur Verwirklichung der UNO-Konven- 
tion über die bürgerlichen Rechte, zur schritt- 
weisen verbindlichen Verwirklichung des Prin- 
zips der Freizügigkeit von Menschen, Infor- 
mationen und Meinungen sowie wegen der 
vor dem 15. Januar 1975 während der Ver- 
handlungen um das Amendement tatsächlich 
erfolgten Steigerung der Zahlen der Ausreise 
und Freizügigkeit? 


106. Abgeordneter 

Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Ist der deutsch-polnische Vertrag über den 
Rechtsverkehr vom 5. März 1924 suspendiert 
oder ist er außer Kraft? 


107. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, wieviel Gegner des derzeitigen chileni- 
schen Regimes auf Grund des letzten Besuchs 
von Staatsminister Wischnewski in Chile nach 
der Bundesrepublik Deutschland ausreisen 
konnten, wie viele davon echte Chilenen sind, 
bzw. wie viele von ihnen erst unter Allende 
aus anderen Staaten nach Chile gekommen 
waren? 


108. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Welche Aufwendungen in bar und sonstiger 
Art sind für die Bundesrepublik Deutschland 
durch die Aufnahme dieser Personen entstan- 
den und werden voraussichtlich noch entste- 
hen, und wird die politische Vergangenheit 
dieser Personen seitens der Bundesregierung 
eingehend überprüft, insbesondere daraufhin, 
ob die Gewähr gegeben ist, daß diese Person- 
nen in der Bundesrepublik Deutschland auf 
jegliche politische Betätigung verzichten? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung dafür Sorge getragen, 
daß die Publikationen regimehöriger Organi- 
sationen von Polen in Deutschland mit dem 
Ziel ausgewertet werden zu verhindern, daß 
junge Spätaussiedler sich diesen Organisatio- 
nen und der polnischen Botschaft gegenüber 
als Polen ausgeben, den deutschen Behörden 
gegenüber aber als Deutsche und solche den 
Vertriebenenausweis A erhalten? 


2. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 
(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, im Hinblick auf die steigende Zahl von 
Unglücksfällen, Herstellung, Vertrieb und Ver- 
wendung von Feuerwerkskörpern schärfer zu 
kontrollieren? 


3. Abgeordneter 

Pieroth 


(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
den Lärmschutzbereich für den Nato-Flugplatz 
Pferdsfeld noch nicht festgelegt, und wann ist 
mit dem Erlaß der entsprechenden Rechtsver- 
ordnung zu rechnen? 


4. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundestag 
einen Gesetzentwurf zur Aufnahme eines 
Grundrechts auf menschenwürdige Umwelt in 
das Grundgesetz zu unterbreiten, um deutlich 
zu machen, daß diesem Recht der gleiche Rang 
zukommt wie anderen wichtigen im Grund- 
gesetz verankerten Grundrechten? 


5. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundestag 
einen Gesetzentwurf zur Einführung von Um- 
weltverträglichkeitsprüfungen vorzulegen, in 
dem die Grundsätze für die Prüfung der Um- 
weltverträglichkeit von Industrieanlagen, In- 
frastrukturmaßnahmen, Produktionsverfahren, 
Arbeitsverfahren usw. und das dabei anzu- 
wendende Verfahren geregelt werden, und 
wenn ja, ist sie bereit, in der Europäischen 
Gemeinschaft auf die Harmonisierung der Um- 
weltverträglichkeitsprüfungen hinzuwirken? 


6. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die bestehende Dis- 
krepanz zwischen Löhnen und Besoldung so- 
wie Renten und Pensionen im gesamten ein- 
fachen und mittleren Dienst insbesondere bei 
der Deutschen Bundesbahn bekannt, wo z. B. 
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7. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Werner 


(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


die Nettogehälter der Beamten des Werkmei- 
sterdienstes (BesGr. A 6 bis A 8) unter den 
Nettolöhnen der Handwerker in den Lohn- 
gruppen III a, I und I a liegen und bei einem 
Vergleich der Nettorenten mit den Nettoruhe- 
gehältern das Ergebnis noch ungünstiger liegt, 
und eine Berechnung ergeben hat, daß das 
Lebenseinkommen eines Hauptwerkmeisters 
(BesGr. A 8) gegenüber einem Vorhandwerker 
(Lohngruppe I a) bei gleicher Dienstzeit um 
über 100 000 DM niedriger liegt als das des 
Lohnbediensteten, wenn unterstellt wird, daß 
beide Mitarbeiter nach ihrer Invalidisierung 
bzw. Pensionierung noch über 15 Jahre leben, 
und welche Möglichkeiten sieht die Bundes- 
regierung, diese durchaus zu begründende Ab- 
weichung abzubauen? 

Kann bis zu Beginn der neuen Fremdenver- 
kehrssaison mit Reiseerleichterungen an den 
Grenzübergängen zur Tschechoslowakei, z. B. 
durch die Einführung eines Tagesvisums, ge- 
rechnet werden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die von der 
Landesregierung von Baden-Württemberg ge- 
troffene Vorauswahl für Standorte zur even- 
tuellen Errichtung von Kernkraftwerken im 
Alb-Donau -Kreis? 

Welche Haltung beabsichtigt die Bundesregie- 
rung gegenüber den grundgesetzwidrigen Ak- 
tivitäten des Kommunistischen Bundes West- 
deutschlands (KBW) einzunehmen, der in sei- 
nem Programm und Statut die politische Welt- 
revolution, die Errichtung der proletarischen 
Diktatur mit Waffengewalt, die Vorbereitung 
und Durchführung der proletarischen Revolu- 
tion und den Bürgerkrieg zum Ziel seiner 
Arbeit erklärt, diese Ziele in käuflichen Druck- 
schriften und in unentgeltlich verteilten Flug- 
blättern verfolgt, und wann kann mit einer 
klaren Anweisung an die Bundesverwaltungen 
gerechnet werden, welche Haltung von den 
Verwaltungen gegenüber Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes einzunehmen ist, die sich 
offen zum KBW bekennen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Justiz 


10. Abgeordneter 
Rollmann 


(CDU/CSU) 


Wann wird die Bundesregierung dem Ersuchen 
des Deutschen Bundestages vom 14. Mai 1969 
nachkommen, in der nächsten Legislaturperio- 
de einen Entwurf für eine Reform des Erb- 
rechts des Bürgerlichen Gesetzbuches, insbe- 
sondere des Erbrechts der Ehegatten und der 
Kinder, vorzulegen? 
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11. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung Maßnahmen, 

Hansen um bei Schadensansprüchen von durch ärztliche 

(SPD) Kunstfehler geschädigte Patienten diese besser 

als bisher zu schützen? 

12. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in der Errichtung 

Hansen von unabhängigen gemischten Gutachterkom- 

(SPD) missionen sowie in der Umwandlung der Ver- 

schuldungshaftung in eine Gefährdungshaftung 
eine mögliche Lösung? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß zu einem Gesetz gegen die Wirtschafts- 
kriminalität nicht nur Subventions- und Kre- 
ditbetrug, Konkursbetrug und Wucher gehö- 
ren, sondern auch der Straftatbestand der 
Amtsuntreue wegen der Verschleuderung von 
Steuergeldern, und ist die Bundesregierung be- 
reit, ihren Gesetzentwurf dahin gehend zu er- 
gänzen? 


$ 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


14. Abgeordneter Worauf stützt die Bundesregierung ihre Aus- 
Dr. Evers sage (der Antwort IV A 1 — S 7056 — 169/74 

(CDU/CSU) vom 2. Dezember 1974 auf meine mündliche 

Anfrage), der unterschiedliche Mehrwertsteu- 
ersatz in Frankreich und in der Bundesrepublik 
Deutschland von 33Vo bzw. IP/o führe nicht zu 
Wettbewerbsverzerrungen, da nachweisbar 
deutsche Käufer beim Erwerb eines Kraftfahr- 
zeugs in Frankreich bei der Überführung in 
die Bundesrepublik Deutschland 33Vo Mehr- 
wertsteuer erstattet bekommen und anschlie- 
ßend llVo deutsche Mehrwertsteuer entrich- 
ten, dadurch Nettopreis vorteile von etwa lOVo 
erzielen, die die Wettbewerbssituation deut- 
scher Kfaftfahrzeughändler in Grenznähe ge- 
genüber vergleichbaren französischen Kraft- 
fahrzeughändlern in Grenznähe fühlbar ver- 
schlechtern? 

Verfolgt die Bundesregierung weiterhin den 
Plan nach Einführung einer Heizölkennzeich- 
nungspflicht (Drucksache 7/1944) und falls 
nicht, welche Gründe waren für die veränderte 
Auffassung maßgebend? 

16. Abgeordneter Welchem Zweck diente die im Herbst 1974 in 

Dr, Wittmann verschiedenen Zeitungen erschienene Beilage 

(München) „Der Zoll informiert", welche Zeitungen wur- 

(CDU/CSU) den bedient, und welche Kosten hat diese Bei- 

lage im einzelnen verursacht? 


15. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 
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17. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 

Schröder 

(Wilhelminenhof) 

(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 

Pieroth 

(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 
Engholm 
(SPD) 


22. Abgeordneter 
Engholm 
(SPD) 


Unter Bezugnahme auf meine schriftliche Frage 
und deren Beantwortung in der 134. Sitzung 
am 5. Dezember 1974 frage ich erneut, ob 
überhaupt Teile des Standortübungsplatzes 
München-Nord an die Stadt München ver- 
pachtet sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Grenz- 
übergang Bunderneuland in absehbarer Zeit 
so auszubauen, daß ähnlich der niederländi- 
schen Seite genügend Abstellplätze für LKW's 
zur Verfügung stehen und in Zukunft eine 
zügige Abwicklung an diesem Grenzübergang 
gewährleistet ist? 

Sind der Bundesregierung Pläne der US-Armee 
bekannt, im Zuge von Rationalisierungsmaß- 
nahmen auch in der Garnison Baumholder 
Planstellen von deutschen Arbeitnehmern bei 
den US-Streitkräften in ähnlichem Umfang wie 
in Nahbollenbach, Pirmasens, Germersheim 
und Kaiserslautern zu streichen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung hinsichtlich der Verteilung von neuen 
Brennrechten an landwirtschaftliche Brennerei- 
genossenschaften in den Kartoffelanbaugebie- 
ten zur Stützung und Verbesserung der land- 
wirtschaftlichen Lage der Kartoffelanbauer 
Mittelfrankens, insbesondere in Gebieten wie 
Neuendettelsau, Aich und Petersaurach? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Kredit- 
institute Hypothekendarlehen gegenwärtig in 
der Regel nicht nur mit befristeter Zinsver- 
einbarung, sondern auch mit befristeter Aus- 
zahlungsvereinbarung gewähren, ohne gegen- 
über dem Darlehensnehmer die Effektivzinsen 
auszuweisen, die entstehen, wenn die Bank 
nach Ablauf der Auszahlungsvereinbarung ein 
neues Damnum verlangt, und trifft es zu, daß 
Hypothekennehmer bei Ausnutzung der ge- 
genwärtigen üblichen Vertragsbedingungen für 
Hypothekendarlehen deshalb praktisch in im- 
merwährender Schuld gehalten werden kön- 
nen, daß wiederholt geforderte Damnen die 
vorgenommene Tilgung aufheben oder nahezu 
aufheben? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ver- 
tragsgestaltung der Kreditinstitute in Hinsicht 
auf ihre Auswirkungen für den Kreditnehmer, 
insbesondere in Hinsicht auf die Zins-/Aus- 
zahlungskonditionen, keiner Kontrolle oder 
Einwirkungsmöglichkeiten durch das Bundes- 
aufsichtsamt für das Kreditwesen oder anderer 
Behörden unterliegt, und sieht die Bundes- 
regierung eine Möglichkeit, den Hypotheken- 
nehmer als wirtschaftlich schwächeren Partner 
gegen nicht marktgerechte Forderungen des 
Kreditinstituts zu schützen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


23. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vodcenhausen 
(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Untersuchungen 
vor, ob und in welchem Umfang die Export- 
einbußen der Automobilindustrie in allgemei- 
nen Absatzrückgängen ihren Grund haben, und 
liegen ihr Unterlagen vor, in welchem Umfang 
andere automobilproduzierende Länder in sol- 
che Märkte eindringen konnten? 


24. Abgeordneter 
Lampersbach 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zur ein- 
deutigen Klärung des Begriffs der Marke zu 
tun, um zu erreichen, daß von den Herstellern 
ausgeprochene Verbraucherpreisempfehlungen 
den am Markt tatsächlich geforderten Preisen 
entsprechen? 


25. Abgeordneter 
Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 


Wann ist mit der Einbringung eines Bundes- 
berggesetzes zu rechnen, dessen Referenten- 
entwurf bereits am 16. Dezember 1970 den be- 
teiligten Bundes- und Landesministerien und 
den interessierten Verbänden durch das Bun- 
desministerium für Wirtschaft zugestellt wur- 
de, und wird die Bundesregierung dabei dafür 
Sorge tragen, daß entgegen den durchweg aus 
der Zeit vor 1939 stammenden unterschiedli- 
chen Regelungen, die dem ' Bürger lediglich 
Ansprüche bei nachweisbaren Schäden zubilli- 
gen (Schadensvergütung), Bestimmungen über 
eine bessere Schadensverhütung aufgenommen 
werden? 


26. Abgeordneter 
Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung dabei vorsehen, daß 
unbeachtet der Tatsache, daß es sich bei Schä- 
den um zivilrechtliche Ansprüche gegenüber 
einem Schädiger handelt, die zuständigen Be- 
hörden auch zu Auskünften gegenüber dem 
geschädigten Bürger über Ort und Sprengstoff- 
menge verpflichtet sind und sich nicht — wie 
zur Zeit — auf Betriebs- oder Amtsgeheim- 
nisse berufen können, und wird die Auskunfts- 
pflicht so gestaltet sein, daß sie nicht dem Er- 
messen der Bergbehörde überlassen bleibt, in 
dem sie diese von eigenen technischen Vor- 
stellungen über den Bereich von Sprengwellen 
abhängig macht, sondern die Frage der Verur- 
sachung von Schäden — und damit auch die 
der Auswirkung von Sprengwellen — durch 
Sachverständige bei dem zivilrechtlichen Pro- 
zeß geklärt wird, der wiederum nur durchge- 
führt werden kann, wenn der geschädigte Bür- 
ger vorher Ort und Sprengstoffmenge sowie 
Namen der betreffenden Bohrgesellschaft er- 
fährt, während zur Zeit durch Versagung ent- 
sprechender Auskünfte in mir bekannt gewor- 
denen Fällen dem Bürger eine gerichtliche 
Klärung seiner Schadensersatzansprüche häu- 
fig unmöglich gemacht wird? 
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27. Abgeordneter 
Röhner 


(CDU/CSU) 


Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus dem jüngst bekannt gewordenen Fall 
von Industriespionage für ihre — insbesondere 
wirtschaftlichen — Beziehungen zu den Staaten 
des Warschauer Pakts? 


28. Abgeordneter 
Werner 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Pläne 
der Landesregierung von Baden-Württemberg, 
durch den Bau von Kernkraftwerken bis Ende 
dieses Jahrhunderts die drohenden Energie- 
lücken zu schließen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


29. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang und mit welchem Kosten- 
Nutzenergebnis wurden in den von der Sturm- 
holzkatastrophe heimgesuchten Gebieten (13. 
November 1972) Holzkonservierungsmaßnah- 
men durch Bewässerung (künstlich und natür- 
lich) vorgenommen? 


30. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Beteiligung der 
praktischen Landwirtschaft im Beirat für Um- 
weltfragen für wichtig, und wer ist für die 
praktische Landwirtschaft in den Beirat be- 
rufen worden? 


31. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Welche Zuschüsse können seitens der Bundes- 
regierung zur Elektrifizierung landwirtschaft- 
licher Betriebe, insbesondere von Mühlenbe- 
trieben, die noch keine Stromversorgung ha- 
ben, im westmittelfränkischen Raum gewährt 
werden? 


32. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die vom 
Büdmer EG-Ministerrat im Jahr 1974 vorgenommene 

(Speyer) ^ Zielpreiserhöhung bei Tabak nicht auf die 
(SPD) Vertragspreise durchgeschlagen hat und da- 

durch die eingetretene Erzeugungskostenstei- 
gerung nicht ausgeglichen werden konnte? 


33. Abgeordneter 
Büdmer 
(Speyer) 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, da- 
mit durch eine korrekte Anwendung der 
Marktordnung besonders durch die EG-Kom- 
mission eine Sicherung des Einkommens der 
deutschen Tabakpflanzer erreicht wird? 


25 



Drucksache 7/3089 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


34. Abgeordneter 
Pohlmann 


(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Pohlmann 


(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Link 

(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 
Link 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf 
Grund der Satzung der Bundesknappsdiaft alle 
rentenversidierungspfliditigen Angestellten 
knappschaftlicher Betriebe auch mit Einkom- 
men oberhalb der Jahreseinkommensgrenze 
des § 165 Abs. 1 Nr. 2 RVO und auch dann 
krankenversicherungspflichtig sind, wenn sie 
Aufgaben wahrnehmen, bei denen sie den be- 
sonderen Gesundheitsgefahren des Bergbaus 
überhaupt nicht ausgesetzt sind, z. B. rein 
kaufmännische Tätigkeiten? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
diese Regelung eine Ungleichbehandlung der 
Angestellten knappschaftlicher Betriebe mit 
nichttechnischen Funktionen gegenüber Ange- 
stellten anderer Wirtschaftszweige mit glei- 
chen Tätigkeiten mit sich bringt, die die freie 
Wahl des Versicherungsträgers beseitigt? 

Wie begründet die Bundesregierung die Be- 
nachteiligung arbeitsloser Nebenerwerbsland- 
wirte, die doch genauso wie alle anderen 
Arbeitnehmer in die Arbeitslosenversicherung 
eingezahlt haben, und wie wird die Bundes- 
regierung Abhilfe schaffen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Presse bekannt gewordenen Vorschläge der 
Interessengemeinschaft der Arbeitslosen in 
Deutschland zur Verbesserung der sozialen 
Lage der Arbeitslosen, z. B. Zahlung eines 
Weihnachtsgeldes für Arbeitslose, vorüber- 
gehende Steuerbefreiung nach Wiedereinglie- 
derung in den Arbeitsprozeß, Anpassung der 
Berechnung^ von Arbeitslosengeld und Arbeits- 
losenhilfe an die Bemessungsgrundlage der 
Rentenberechnung (Aufhebung der Höchst- 
grenze), Gewährung von Sozial tarifen für Ar- 
beitslose und ihre Familien auf öffentliche 
Verkehrsmittel? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die von der Interessengemeinschaft der 
Arbeitslosen gemachten Vorschläge aufzugrei- 
fen und im Einzelfall zu realisieren? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Verteidigung 

39. Abgeordneter Welche Beamten aus welchen Dienststellen 

Biehle sind die Personen, die in der Fragestunde vom 

(CDU/CSU) 18. Dezember 1974 als „Beamte aus verschie- 

denen Bereichen" bzw. als die 18 politischen 
Persönlichkeiten bezeichnet wurden, die am 
Bundeswehrmanöver „Schneller Wechsel" teil- 
genommen haben? 
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40. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Wer ist davon in welchem Dienstwagen oder 
Flugzeug von wo aus angereist und mit wie- 
viel Personen waren die Dienstwagen jeweils 
besetzt? 


41. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Welche Kenntnisse liegen der Bundesregierung 
inzwischen vor, um das Ansteigen der Anträge 
auf Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer 
im Oktober 1974 gegenüber Oktober 1973 
einer vorläufigen Würdigung zu unterziehen, 
und welche Schlüsse zieht die Bundesregie- 
rung daraus? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


42. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Wie hoch ist in den Jahren 1973 und 1974 die 
Anzahl der statistisch erfaßten Trunkenheits- 
und Alkoholismusfälle von Kindern und Ju- 
gendlichen bis zu 18 Jahren in der Bundesre- 
publik Deutschland gewesen, und was kann 
nach Auffassung der Bundesregierung gegen 
den Anstieg des Alkoholismus unter Kindern 
und Jugendlidien unternommen werden? 


43. Abgeordneter In welchem Umfang findet gegenwärtig in der 
Rollmann Bundesrepublik Deutschland eine Vorberei- 

(CDU/CSU) tung junger Menschen auf Ehe und Familie 

sowie Elternbildung statt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


44. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen gedenkt der Bundesver- 
kehrsminister zu ergreifen, daß bei der weite- 
ren Vergabe der Umbauarbeiten des Kulm- 
bacher Bahnhofs bevorzugt heimische Baufir- 
men aus dem Kulmbacher Raum berücksichtigt 
werden und diese nicht, wie bei der Vergabe 
der ersten Umbaustufe, ausgeschaltet werden? 


45. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- . 
Vockenhausen 


(SPD) 


Glaubt die Bundesregierung auch nach dem 
fünften Flugzeugabsturz im Bereich des Gro- 
ßen Feldbergs, daß es genügt, durch gewissen- 
hafte Ausbildung der Flugschüler und durch 
Sicherheitsmitteilungen an die Luftfahrzeug- 
führer Unfällen vorzubeugen, oder will sie 
nicht doch noch einmal prüfen, ob für das 
Flugsicherungsverfahren Konsequenzen erfor- 
derlich sind? 


27 



Drucksache 7/3089 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


46. Abgeordneter 
Dr. Corterier 
(SPD) 


47. Abgeordneter 

Dr. Corterier 


(SPD) 


48. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 
Dr. Wernitz 


(SPD) 


51. Abgeoirdneter 

Dr. Wernitz 


(SPD) 


Treffen Berichte zu, daß unter den in Deutsch- 
land stationierten Rekruten der französischen 
Armee Unruhe herrscht über die Bahnpreise, 
die sie bei Urlaubsreisen nach Frankreich in 
der Bundesrepublik Deutschland bezahlen müs- 
sen? 

Gibt es wegen dieser Frage Kontakte zwischen 
der Bundesregierung und der französischen 
Regierung, und sieht die Bundesregierung eine 
Möglichkeit, den französischen Soldaten eine 
Ermäßigung für ihre Urlaubsfahrten nach 
Frankreich einzuräumen? 

Hält die Deutsche Bundesbahn angesichts der 
Verdichtung des Bahnverkehrs eine Verlegung 
des Bahnhofs Sindorf/Erftkreis für wünschens- 
wert, zumal der jetzige Bahnhof am Rand der 
Bebauung liegt und durch deren Ausdehnung 
in nordöstlicher Richtung seine Lage immer 
ungünstiger wird? 

Welche Vorstellungen hat zur Zeit die Deut- 
sche Bundesbahn hinsichtlich der Errichtung 
eines S-Bahn- Anschlusses bzw. der Einführung 
eines S-Bahn-ähnlichen Verkehrs nach Sindorf/ 
Erftkreis? 

Nachdem laut Presseberichten der Geheim- 
dienst CIA amerikanische Unternehmen dazu 
aufgefordert haben soll, sich an einer Studie 
über Massenverkehrsmittel zu beteiligen und 
entsprechend qualifizierte ausländische Mitar- 
beiter einzustellen, frage ich die Bundesregie- 
rung, ob ihr dieser Sachverhalt in Einzelheiten 
näher bekannt ist, und sieht sie die Notwen- 
digkeit, aus diesem Vorgang Schlußfolgerun- 
gen zu ziehen? 

Welche Rolle spielte bei diesem Vorgang die 
geplante Errichtung einer HSB-Versuchsan- 
lage, und wie sind vor diesem Hintergrund 
Überlegungen zu bewerten, die Versuchsan- 
lage eventuell in den USA zu errichten? 


52. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Anbetracht 
Schröder der hohen Arbeitslosigkeit im ostfriesischen 

(Wilhelminenhof) Raum den geplanten Neubau des Postamts in 
(CDU/CSU) Emden in Kürze zu verwirklichen? 


53. Abgeordneter 
Setters 
(CDU/CSU) 


Welche Folgerungen gedenkt die Bundesregie- 
rung angesichts des großen Mangels an Aus- 
bildungsplätzen im westlichen Niedersach- 
sen aus der Tatsache zu ziehen, daß bei den 
Ausbildungsstätten im Bereich der Oberpost- 
direktion Bremen in Osnabrück, Oldenburg 
und Bremen insgesamt 228 Ausbildungsplätze 
für Fernmeldehandwerker, Elektriker und 
Elektromechaniker zum 1. April 1975 nicht 
wieder belegt werden sollen? 
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54. Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
angesichts des sich verschärfenden Problems 
des Lehrstellenmangels alle Möglichkeiten aus- 
gesdiöpft werden sollten, und zwar auch durdi 
beschleunigte Verhandlungen mit den Ver- 
bänden der Wirtschaft, um derartige freie Aus- 
bildungsplätze zu nutzen? 


55. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Ergeb- 
nis von zwei Umfragen des Instituts für Demo- 
skopie Allensbach über das Thema „Bundes- 
post", nach dem Anfang 1959 noch 85Vo der 
erwachsenen Bürger ihrer Post bescheinigten, 
sie mache ihre Sache „sehr gut" oder „gut", 
diese eindrucksvolle Mehrheit aber innerhalb 
von 15 Jahren auf 52®/o zusammenschrumpfte, 
und was gedenkt gegebenenfalls die Bundes- 
regierung zu tun, um diesen von allen Bevöl- 
kerungskreisen empfundenen Leistungsverfall 
der Post aufzufangen und ins Positive zu 
wenden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


56. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Studie 
des amerikanischen National Research Council, 
die zu dem Schluß kommt, daß der Antrieb von 
Handelsschiffen mit Kernreaktoren nicht kon- 
kurrenzfähig sei, und welche Schlüsse zieht 
die Bundesregierung aus dieser Studie bezüg- 
lich des deutschen Atomfrachters MS Otto 
Hahn, und wie sieht die Kalkulation dieses 
Schiffes gegenüber vergleichbaren konventio- 
nell angetriebenen Schiffen auf der Basis heu- 
tiger Preise aus? 


57. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die in der Frank- 
furter Allgemeinen Zeitung vom 4. Januar 
1975 wiedergegebene Äußerung des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff bestä- 
tigen, wonach in den Katalog der Technologie- 
verhandlungen mit der DDR auch der Bereich 
Grundlagenforschung allgemein einschließlich 
der Geistes- und Sozialwissenschaften aufge- 
nommen worden ist, und wie ist der Stand der 
Verhandlungen zu diesem Themenbereich? 


58. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Wieviel Staaten in der Welt haben bis heute 
das Anlaufen deutscher Kernenergieschiffe ge- 
nehmigt, mit welchen Staaten sind Verhand- 
lungen im Gange, und trifft es insbesondere 
zu, daß die USA und Japan in absehbarer Zeit 
das Anlaufen ihrer Häfen mit zivilen ausländi- 
schen Kernenergieschiffen nicht genehmigen? 
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59. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Wirt- 
schaftlichkeit eines Kernenergie-Container- 
schiffes, das sie im 4. Atomprogramm ankün- 
digt unter dem Aspekt, daß voraussichtlich im 
nächsten Jahrzehnt ein Anlaufen von Häfen 
auf ertragreichen Routen nicht möglich ist, ins- 
besondere in Japan und in den USA? 


Bonn, den 17. Januar 1975 



